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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

Anfang
November
2009 fand
der ordentli-
che Delegier-
tentag der
GdP Bezirks-
gruppe Süd-
hessen statt.
Veranstal-

tungsort war
die Altrheinhalle in Stockstadt. Die-
sen Ort hatten wir ausgesucht, weil
dort seit Jahresanfang unser ehe-
maligerKollege, GdP-Mitglied und
langjähriger Vertrauensmann bei
der Pst Groß-Gerau, Thomas RA-
SCHEL, als Bürgermeister die Ge-
schicke der Gemeinde führt.

Der Delegiertentag diente der
Vorbereitung des Landesdelegier-
tentages und der Durchführung der
turnusmäßigen Neuwahlen zum
Vorstand.

Bei dieser Gelegenheit hat der
Vorsitzende u.a. die Aufgabe einen
Bericht über die geleistete Arbeit des
Vorstandes seit dem letzten Dele-
giertentag (der war am 10.11.05)
abzugeben. Das will ich jetzt auch
hier in schriftlicher Form tun, damit
alle Mitglieder einen Einblick in die
Arbeit des Vorstandes erhalten. Ei-
nen ausführlichen Bericht über den
Delegiertentag werdet ihr auch in
diesem Report erhalten.

So ein Bericht soll einen Abriss
über die Arbeit eines Vorstandes
geben. Das ist in allen Vereinen und
eigentlich überall dort wo es einen
Vorstand gibt so.

Oft wird so ein Bericht auch dazu
benutzt, um mit irgendwas oder ir-
gendwem abzurechnen. Das wollte
ich aus zwei Gründen nicht tun. Zu-
nächst war niemand da, auf den
man direkt schimpfen konnte (der
Hessische Innenminister hatte ab-
gesagt) und ich bin es leid, immer
wieder das gleiche anzuprangern
–Personalnot, Hess. Immobilenma-
nagement, Werkstätten usw.usw.-,
und zu sagen, die GdP hat immer
Recht.

Einige Kleinigkeiten müssen den-
noch sein, sie drücken einfach ganz
heftig.

Die letzten beiden Wahlen, Land-
tags- und Bundestagswahl, das
gebe ich zu, sind nicht in meinem
Sinne abgelaufen. Ich gehöre zu
den Verlierern, aber, und das pro-
phezeie ich, so ziemlich alle werden
zu den Verlierern gehören, beson-
ders wer die Blauen gewählt hat.
Das ist halt so im Leben, wer sich
einlullen lässt und blau wählt, wird
erst recht verlieren. Wer noch immer
auf z.B. versprochene Steuersen-
kungen hofft, ist ein schöner Phan-
tast.

Was hat das mit uns bei der Poli-
zei in Hessen zu tun? Wenn die Län-
der durch die Steuerreform so be-
lastet werden wie dies viele
befürchten - auch die CDU geführ-
ten befürchten dies und bauen
schon vor, dass die Kosten „weiter-
gegeben“ werden müssen- werden
gerade wir im öffentlichen Dienst
als Erste die Auswirkungen spüren.

Zu was ich noch was sagen will,
sind die Rückgradlosen in Hessen –
die Polizeipräsidenten-. Ihr werdet
euch alle erinnern, wie sie vor der
Landtagswahl auf die GdP ge-
schimpft haben. Und jetzt ——- sie
heulen rum, wie wenig Personal sie
hätten —- oooch. Präsidenten – die
GdP hatte wie immer Recht!

Am meisten ärgert es mich, dass
sie alle zu feige sind, wenigstens
jetzt das Richtige zu sagen. Dabei
verlange ich gar nicht, dass sie zu-
geben, zu ihren damaligen Aussa-
gen gezwungen worden zu sein und
mitgemacht zu haben, aus Angst
ihre Posten zu verlieren.

Fertig. Last mich zu einfachen
Zahlen kommen.

2005 hatte die BZG SH 999 Mit-
glieder. Um im Landesvorstand un-
sere 2 Sitze zu behalten, benötigten
wir aber 1000 Mitglieder. Nun, man
ist ja schlau, kurz vor dem Stichtag
wurde ein GdP Mitglied aus Offen-
bach, der in Darmstadt wohnt, dazu
überredet, bei uns Mitglied zu sein.
Das hat gut funktioniert. Am Stich-
tag aber mussten wir feststellen,
dass wir nur 998 Mitglieder ins Ren-
nen schicken konnten, denn, über
Nacht waren uns zwei von einer an-
deren Bezirksgruppe geklaut wor-

den. Es wäre keine böse Absicht
gewesen.

Sei es drum. So kommt es aber,
das die BZG SH im Landesvorstand
nur mit zwei Mitglieder vertreten ist,
zum einen dem Norbert Weinbach
kraft Amtes als Vorsitzender der Pen-
sionäre, den Sitz kraft Mitglieder-
zahl nehme ich oder eine/r meiner
Vertreter wahr. Im geschäftsführen-
den Vorstand ist SH nicht vertreten,
allerdings werden meistens die
BZG-Vorsitzenden zu diesen Sitzun-
gen ebenfalls eingeladen. In der Zu-
kunft haben wir noch einen Sitz im
Gesamtvorstand mehr, denn am
29.11.09 wurde der Toni Pedron
zum Vorsitzenden der Jungen Grup-
pe Hessen gewählt und ist jetzt
ebenfalls kraft Amtes dabei.

Zurzeit, Stichtag 15.9.09, hat die
BZG Südhessen 968 Mitglieder, wir
sind damit die zweit kleinste BZG in
Hessen (PZBH 960). Mit dem rech-
nerischen Verlust von 31 Mitglie-
dern seit 2005 stehen wir aber gut
da, das ist der zweit geringste Ver-
lust in Hessen. Übrigens, die GdP
steht im Verbund der Gewerkschaf-
ten in Deutschland was den Mitglie-
derschwund betrifft, am Besten aller
im DGB da.

Was allerdings in Südhessen
noch dazu kommt, ist ein relativ
schlechter Organisierungsgrad.
Wenn wir nur die noch im Dienst
beim PP SH aktiven zählen, d.h. die
Mitgliederzahl minus Pensionäre,
Rentner und in Kommunen beschäf-
tige, kommen wir auf rund 650 Mit-
glieder. Bei rund 1800 Bediensteten
ist dies schon schwach. Also hier ist
noch einiges zu tun. Was jedoch po-
sitiv ist, mit unseren 968 Mitgliedern
haben wir fast so viele wie die
DpolG in ganz Hessen.

Seit Anbeginn meiner Aufzeich-
nungen, das ist der 1.1.08, (vorher
habe ich diese Zahlen nicht erho-
ben, es wäre über die Sitzungspro-
tokolle möglich gewesen, aber dazu
war ich zu faul) hatten wir 19 echte
Austritte, 18 Mitglieder sind verstor-
ben (dies seit November 05) also 37
Mitglieder weniger. Dem gegenüber
stehen 28 Eintritte, dies aber Echte,
d.h. Leute aus dem Dienststellenbe-

Rolf Büttner
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stand, die neu eingetreten sind.
Dazu gibt es noch den einen oder
die andere, die zu uns versetzt wur-
den und schon Mitglied waren.

Rechtsschutz

Auch diese Zahlen gibt es erst ab
dem 1.1.08. In dem Jahr waren es
17 Anträge, in 2009 bis jetzt 19.
Die Palette geht von Verwaltungs-
streitverfahren, Strafverfahren, bis
zu Regress-, Schmerzensgeld- und
Schadenersatzforderungen. Zwei
der Anträge aus Südhessen wurden
abgelehnt. Dies erfolgt im Landes-
bezirksvorstand. Dort werden die
Anträge durch die Rechtsschutz-
kommission vorgelegt und vom Ge-
samtvorstand eine entsprechende
Entscheidung getroffen.

Sonstige Vorgänge, Dinge bei
denen von viel bis wenig etwas ge-
tan werden musste, gab es insge-
samt von November 05 bis zum No-
vember 09 genau 110.

Insgesamt führte der BZG Vor-
stand 16 Sitzungen durch, zu denen
meistens der gesamte Vorstand ein-
geladen war. Ursprünglich war be-
schlossen, dass jeden Monat der
geschäftsführende Vorstand tagt,
das wären seit Dezember 05 bis
heute 31 Sitzungen mit jeweils 11
Personen gewesen, dazu einmal im
Quartal, also 16 mal der Gesamt-
vorstand mit 21 Personen. Das war
mir einfach zu viel und zu teuer.
Dazu kommt, wenn nix ist, muss
man nicht da sitzen und Kosten ver-
ursachen. Dies ist meine Meinung,
die nicht bei jedem gut ankommt,
aber wir haben es auch mit 16 Sit-
zungen geschafft.

An Aktionen hat die BZG SH auch
teilgenommen. Die für mich Beste
war eine Demo mit Warnstreik am
26.9.07 in Wiesbaden, weil wir da
aus Südhessen immerhin 59 Teil-
nehmer auf die Beine gebracht ha-
ben (nochmals zur Erinnerung: Wir
haben 968 Mitglieder!!!).

Am 5.4.06 Aktion Schlagbaum in
Mainz und Wiesbaden mit 15 Teil-
nehmern, am 21.10.06 im Frank-
furt mit drei Teilnehmern und am
3.2.09 in Hannover haben wir vier
Leute mobilisiert.

Ihr seht, auch hier ist noch einiges
an Arbeit zu leisten, eine größere

Teilnehmerzahl würde ich mir schon
wünschen. Zumal es immer was zu
essen und zu trinken gibt und man
Leute trifft, die man schon lange
nicht gesehen hat. Auch lustiges gibt
es: In Wiesbaden beim 1. Verbot in
Uniform zu demonstrieren, fällt mir
der Kollegen Fischer aus dem
Odenwald ein, der an seiner Poli-
zeimütze ein Schild hatte: Nichtuni-
form.

Auf was ich sehr stolz bin, ist die
Betreuung bei Großeinsätzen. Dass
hier natürlich besonders unsere
Pensionäre, Freigestellten und auch
Tarifbeschäftigte und alle Sonsti-
gen, die nicht mehr zu Einsätzen
müssen,  gefordert sind, ist klar.

So waren die Südhessen natürlich
bei der WM 2006 mit bis zu acht
Helfern im Einsatz, bei Nazi Aufzü-
gen am 1.5.07 in Rüsselsheim mit
dem schon legendären Langnese
Eiswagen, und ebenso am 7.7.07 in
Frankfurt und 30.10.08 wieder in
Rüsselheim.

Die BZG hat drei Seminare ange-
boten, eine Veranstaltung über Ter-
rorismus, eine über: Der Polizeibe-
amte vor Gericht und ein
Steuerseminar. Alle drei waren her-
vorragend besucht und schreien
nach Wiederholung.

Eine angebotene After Work Party
(auf Deutsch „nach der Arbeit Fest“)
war der absolute Reinfall, der spär-
lich anwesende Vorstand musste
seine Steaks weitestgehend selbst
essen.

Erwähnen will ich die Postkarten-
aktion der GdP. Auch wir Südhessen
haben unsere Karten verteilt (meis-
tens Vorstandsmitglieder) und da
Winterzeit war, haben wir zeitweise
erbärmlich gefroren. Entschädigt
hat der große Rückhalt, den wir als
Polizisten von der Bevölkerung er-
fahren haben. Und auch hier gibt es
Lustiges zu berichten: Vor dem Me-
dia Markt in Bischofsheim habe ich
vier junge Männer angesprochen
und gebeten, mit ihrer Unterschrift
für mehr Polizei zu stimmen. Die
Antwort : „Nein, wir Polen“.

Das war der Bericht des Vorsit-
zenden. Noch ein Satz zur Stim-
mung bei der Polizei in Hessen. Ori-
ginalzitat: „Einige konnten nicht

kommen, wegen Krankheit oder an-
deren dienstlichen Gründen“.

Ich wünsche euch und euren An-
gehörigen ein friedvolles Weih-
nachtsfest und ein erfolgreiches
Jahr 2010, vor allem reichlich Ge-
sundheit.

Rolf Büttner

Winterkind

Meine Erinnerung
an jenen Tag
deiner Geburt
ruft in dunklen Zeiten
diese Freude wach,
mit der die Natur
dich damals begrüßte:
nach Vollmondnächten
und dicken Nebelschwaden
glänzte die Sonne
an einem Himmel
von eisklarer Schönheit,
lichtblau, strahlend -
nimm es als Omen
für deinen Lebensweg.

Brigitte Jährling

Der Humor rückt den Augen-
blick an die richtige Stelle. Er
lehrt uns die wahre Größenord-
nung und die gültige Perspekti-
ve. Er macht die Erde zu einem
kleinen Stern, die Weltge-
schichte zu einem Atemzug und
uns selbst bescheiden.

Erich Kästner
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Rolf Büttner bleibt an der Spitze
Kaum personelle Veränderungen in der Bezirksgruppe Südhessen

Fast durchwegs einstimmig er-
folgten die Wahlen zum Vorstand
der Bezirksgruppe Südhessen beim
Bezirksdelegiertentag in der Gast-
stätte „Altrheinhalle“ in Stockstadt.
Es gab auch nur wenige personelle
Veränderungen. Rolf Büttner wurde
wieder zum BZG-Vorsitzenden ge-
wählt. Seine Vertreter wurden Jörg
Hartweck (D/VS) Mike Majewski
(HP), Annerose Meierewert (GG),
Antonio Pedron (GG, Vors. Junge
Gruppe), Michael Schweikert (HP).
Das Amt des Schriftführers übt wei-
terhin Ulrich Bohrmann (D/VS) aus.
Sein Vertreter ist Klaus Strack (DA).
Zwar sind sie bereits einige Jahre in
Pension, die Kasse wird aber von
Sigi Gamperl (DA) und Hartmut Fic-
kinger (GG) auch in der Zukunft
weitergeführt. Zu Beisitzern gewählt
wurden: Daniela Diel (DA, Tarif,
Verwaltung), Fritz Ruhland (GG,
Schutzpolizei), Ralf Levita (ERB, Kri-
po), Ursula Hess (HP, DGB), Jörg
Gaulrapp (HP, Ordnungspoli-
zei).Neue Beisitzerin für die Wach-
polizei wurde Monica Duric (HP).
Als Vertreter der Personengruppen
gehören Susanne Lorz (ERB, Frau-

en), Abdurezak Omer (DA, Junge
Gruppe) und Norbert Weinbach
(HP, Senioren) dem Vorstand an.
Der Kontrollausschuss besteht aus
Herbert Herzog (ERB, Vorsitzender),
Wilfried Seibel, Klaus-Dieter Fritz-
sche (GG), Volker Fischer (ERB) und
Klaus Eschenfelder (D/VS). Sie alle

wurden auch als Delegierte nomi-
niert für die Landesdelegierten-
konferenz im Mai in Weilburg. Dazu
kommen noch die KG-Vorsitzenden
Reinhard Wittke (DA) und Thomas
Walter (ERB).

Gewerkschaften sind kein
Selbstzweck

Die Gewerkschaft der Polizei sei
eine Interessenvertretung aller Poli-
zeibeschäftigten, hob Polizeivize-
präsident Uwe Brunnengräber in
seinem Grußwort hervor. Gewerk-
schaften genössen einen besonde-
ren Schutz, da die mit ihnen abge-
schlossenen Abreden rechtsgültig
seien. Das sei eine gute Ausgangs-
basis aber auch eine Verpflichtung,
weil eine Gewerkschaft kein Selbst-
zweck sei. „Sie sind von ihren Mit-
gliedern beauftragt, sich für die be-
ruflichen, sozialen und
wirtschaftlichen Interessen der Poli-
zeibeschäftigten einzusetzen“
machte Brunnengräber deutlich.
Das sei aber nicht alleine „Kampf
und kein Schmusekurs“, wie es der
BZG-Vorsitzende Rolf Büttner ein-
mal formuliert habe. „Es bedeutet
für mich eine konstruktive Ausein-
andersetzung in Sachthemen“. Ge-
werkschaften seien zwar keine Räu-
berbarone wie in früheren
Jahrhunderten, sie müssten aber
klare Zielvorstellungen, Durchset-
zungskraft, ein hohes Maß an Be-
reitschaft zu offener Diskussion, zu
Kompromissen und Fingerspitzen-
gefühl haben. Im Namen der Be-
hördenleitung des PP Südhessen
wünschte er dem neu gewählten
Vorstand alles Gute und bedankte
sich für die konstruktive Zusammen-
arbeit in den vergangenen Jahren.

Bürgermeister Thomas Herschel,
einst Polizist und noch immer Mit-
glied der GdP, sei zwar heute Chef
der Ortspolizeibehörde, betonte er.
Er sei aber nur Bürgermeister eines
Dorfes, das zwar Stockstadt heiße

aber keine Stadt sei. Nicht einmal
Düsseldorf sei eine „Stadt“ am
Rhein, wie er auf der Landkarte
habe sehen können.

Die Delegierten gedachten der in
den vergangenen vier Jahren ver-
storbenen 18 Mitglieder mit einer
Schweigeminute. Rolf Büttner erin-
nerte dabei besonders an die ehe-
maligen Vorstandsmitglieder Klaus
Hofmann und Günter Grulich. Hart-
mut Schwöbel (ERB) wurde zum Ver-
sammlungsleiter gewählt. Herbert
Herzog, Uschi Hess und Uli Bor-
mann wurden zur Mandatsprü-
fungs- und Antragsprüfungskom-
mission gewählt. Keine
Beanstandungen gab es zu dem

Es gab immer etwas zu diskutieren bei der BZG-Delegiertenkonferenz, hier, v.l., die Vorstands-
mitglieder Uli Bohrmann, Jörg Hartweck, Vorsitzender Rolf Büttner, Sitzungsleiter Hartmut
Schwöbel und PVP Uwe Brunnengräber. nw

Thomas Herschel, Bürgermeister von Stocks-
tadt, der die Delegierten begrüßte, war einst
selbst Polizeibeamter und ist noch heute Mit-
glied der GdP. nw

Susanne Lorz (ERB) setzte sich in geheimer
Wahl als Vorsitzende der Frauengruppe durch
gegen Anja Pausch (HP). nw
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Kassenbericht von Sigi Gamperl.
Kassenprüfer Hans von Dungen be-
scheinigte ihm eine einwandfreie
Buchführung. Auf seinen Antrag hin
wurde der Vorstand einstimmig ent-
lastet.

Viele Aktionen – zu wenige
Teilnehmer

Er wolle nicht immer alles wieder-
holen und deshalb seien Bericht
kurz halten, eröffnete BZG-Vorsit-
zender Rolf Büttner seine Bilanz der
abgelaufenen Legislaturperiode. Zu
den Siegern der Landtagswahl kön-
ne man sich nicht zählen, auch
wenn die Polizei, insbesondere in
Südhessen, aktiv an der „Postkar-
tenaktion“ gegen die Stellenstrei-
chungen der Polizei beteiligt gewe-
sen sei. Nicht besonders positiv
wertete Büttner auch das
schwarz-gelbe Koalitionspapier.
Die vorgesehenen Steuerreformen
belasteten die Länder und damit
den öffentlichen Dienst.

Es sei bedauerlich, dass es zu we-
nig Polizei gebe, erklärte der Vorsit-
zende. Anstelle von einst 2200 habe
das PP Südhessen heute nur noch
etwas mehr als 1800 Beschäftigte.
Von einst 999 Mitgliedern habe die
GdP heute nur noch 965. Das sei
zwar der zweitgeringste Mitglieder-
rückgang bei der GdP in Hessen,
die BZG Südhessen sei aber auch
nur noch die zweitkleinste BZG. Mit
dem BZG-Vorsitzenden, dem Vorsit-
zenden der Jungen Gruppe und
dem Vorsitzenden der Senioren-
gruppe seien bisher drei Mitglieder
Teil des Landesvorstands gewesen.

16 Vorstandssitzungen habe es
gegeben. Von 36 Rechtsschutzfällen
seien zwei abgelehnt worden. Die
BZG habe sich an Demos beteiligt,
unter anderem in Wiesbaden,
Frankfurt, Hannover und auf der
Rheinbrücke von Mainz. Mitglieder,
in erster Linie Senioren, hätten sich
an verschiedenen Aktionen betei-
ligt, etwa bei der Weltmeisterschaft
in Frankfurt und bei einer Na-
zi-Demo in Rüsselsheim.

Es sei bedauerlich, dass sich nicht
noch mehr Mitglieder beteiligt hät-
ten. Zu Themen wie „Verhalten vor
Gericht“, „Steuerreform“ und „Ter-
rorismus“ habe die BZG eigene Se-
minare veranstaltet. Die „Af-
ter-Work-Party“ hätte besser
besucht sein können, klagte Büttner.

Job-Ticket für Polizeibeamt/
innen

Neben den vorgeschriebenen
Satzungsänderungen wurden auch
Forderungen aufgestellt nach ei-
nem Jobticket für Polizeibeamt/in-
nen, die Festschreibung von Son-
derleistungen für die Polizei, eine
Neuregelung der Dienstaltersstu-
fen, die Einführung eines abge-
speckten Familienbeitrags oder ein
Beitrag „light“, wenn mehrere Fa-
milienmitglieder in der GdP sind.

Gefordert wurden auch eine Fest-
legung der Marke „GdP“ bei Neu-
mitgliedern und die Anschaffung
einheitlich schwarzer Kladden mit
silberner Aufschrift.

Es hängt alles an der Dienst-
rechtsreform

Der neue Tarifvertrag Hessen
(TVH) sei nicht schlechter als der alte
TdL, der in anderen Ländern gelte,
versicherte der GdP-Vorsitzende
Jörg Bruchmüller bei der Delegier-
tenkonferenz Südhessen in Stocks-
tadt. Die GdP habe hier mit den an-
deren ÖD-Gewerkschaften ein
gutes Ergebnis erzielt. Dazu gehöre
jetzt aber auch die Anpassung der
Dienstrechtsreform (Besoldung,
Versorgung, Laufbahnrecht, Beihil-
fe). In Kooperation mit der DPolG
und dem BDK wolle man die Dinge
angehen. Lebens- und Wochenar-
beitszeit könnten mit Beihilfe oder
Besoldung aufgerechnet werden. Es
gelte, den Flaschenhals zur A11 zu
öffnen. Die Politik habe gemerkt,

dass sie nicht nur mit der GdP ver-
handle, sondern mit allen Polizeige-
werkschaften. Eine Zwischenlösung
(A10 mit Zulage) koste pro Jahr
etwa 500.000 Euro. Das seien 0,8
Prozent des Polizeihaushaltes oder
0,08 Prozent Gehaltserhöhung. Die
Politik müsse begreifen, dass die Po-
lizei nicht das Sparschwein der Nati-
on sein könne. Wenn dann auch
noch die Versorgungsrücklage an-
gerührt werde, müsse ein kollektiver
Aufschrei kommen.

Dass es zu wenige Beschäftigte
bei der Polizei gäbe, hätten jetzt
auch die Polizeipräsidenten zugege-
ben, die vor der Landtagswahl noch
„auftragsgemäß“ die Zahlen der
GdP bezweifelt hätten. Das sei ein

Herbert Herzog trug die geprüften Anträge
vor. nw

Ein Blick auf eine Delegation, wo es immer etwas zu tun gab. nw
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typisches Zeichen, dass sich, zumin-
dest in Hessen, eine „Führungs-
kraft“ nicht vor die Polizei stelle. Es
sei an der Zeit, dass sich die GdP
neu positioniere. „Wir sind das Ori-
ginal“ gelte für die GdP, rief Bruch-
müller den Delegierten zu.

„Teile und herrsche“ sei Vorüber.
Jetzt gelte es, gemeinsam weiter zu
arbeiten, junge Leute an die Ge-
werkschaftsarbeit heran zu führen,
so wie Toni Pedron, Vorsitzender der
Jungen Gruppe. Es gelte, möglichst
viele Mitglieder zu gewinnen, um zu
unterstreichen, dass die GdP stark
sei. Die Rede von Jörg Bruchmüller
wurde nicht nur mit Beifall bedacht,
es entwickelte sich auch eine lebhaf-
te Diskussion mit dem Landesvorsit-
zenden.                                  NW

Antje Heuser, v.l., Mitarbeiterin der Signal-Iduna-Versicherung, erklärt Sigi Gamperl,
PSG-Geschäftsführer Henner Jud und Hans von Dungen, das neue zusätzliche Pflegekonzept für
Pensionäre. nw

Gemeinsam Verantwortung übernehmen
Landeskonferenzen der GdP-Personengruppen Frauen,

Junge Gruppe, Senioren
Mit einem Lob für die Mitarbei-

ter/innen der Geschäftsstelle der
hessischen GdP und die Vorstände
der Personengruppen (Frauengrup-
pe, Junge Gruppe, Senioren) eröff-
nete Landesvorsitzender Jörg
Bruchmüller die Konferenzen der
GdP-Personengruppen im Schloss-
hotel Weilburg. Es sei nicht nur gut,
gemeinsam zu tagen (jede Gruppe
getrennt), es sei auch gut, mit dem
einheitlichen Logo „Gemeinsam
Verantwortung übernehmen“, die
Zusammengehörigkeit von Alt und
Jung, Frauen und Männern zu de-
monstrieren. Die Gesellschaft habe
sich in den vergangenen Jahren ra-
sant verändert und es gelte für die
GdP, sich dieser Veränderung anzu-
passen, sich ans Werk zu machen
für die Landesdelegiertenkonferenz
im Frühjahr 2010. Ob besondere
Fragen von und für Frauen, ob Bei-
hilfebearbeitung, ob Arbeitsberei-
che im Schichtdienst oder andere
Dinge, die die Polizeibeamt/innen
oder Tarifbeschäftigten beträfen,
das alles seien nicht nur Fragen für
den geschäftsführenden Vorstand.
Die Gewerkschaft der Polizei sei
eine moderne Gewerkschaft, da rei-
che es nicht, nur Flugblätter auszu-
hängen, da sei auch das direkte
Gespräch vor Ort notwendig.

Wo „Direktion“ drauf stehe, müs-
se auch ein Direktor drin sein, for-
derte Bruchmüller. Wenn irgendwo
„DGL“ stehe, müsse auch ein PHK
die Verantwortung haben. Der In-
nenminister wisse, was die Polizei
leiste. Er wisse, dass der Polizeikör-
per geschont werden müsse. Da
müssten Wochen- und Lebensar-
beitszeit gegeneinander aufgerech-
net werden. Da habe die GdP („das
Original“) die Kooperation mit
DPolG und BDK gesucht um zu zei-
gen, dass die Polizei mit einer Zunge
spreche. Es sei erfreulich, dass von
520 Neueinstellungen 450 Polizei-
anwärterkommissar/innen den
Weg zur GdP gefunden hätten. Das
unterstreiche einmal mehr, wie
wichtig eine gute Vertrauensleute-
konzeption sei.

„Tritt frisch auf, mach´s Maul auf,
hör bald auf“. Mit diesem Spruch
von Martin Luther begrüßte Weil-
burgs Bürgermeister Hans-Peter
Schick die Delegierten. Dank des
guten Kontaktes mit Lothar Hölzgen
stimme das Miteinander von Bevöl-
kerung und Polizei. Weilburg sei
nicht nur eine mittelalterlich ge-
prägte Stadt, es sei auch die Stadt
des ersten deutschen Königs (Kon-
rad I. 911-918), des ersten deut-
schen Parlamentspräsidenten(Hein-
rich von Gagern, 1848/49), des
weltweit einzigen Tunnelsystems für
Schiff, Auto und Bahn und auch G.F.
Unger einst bekannter Wild-West-
Schriftsteller und die RAF-Terroristin
Ulrike Meinhof hätten ihre Wurzeln
in der Lahnstadt gehabt.         NW

Weilburgs Bürgermeister Hans-Peter Schick
(rechts) und der GdP-Landesvorsitzende Jörg
Bruchmüller (links) begrüßten die Delegier-
ten der Personengruppenkonferenzen. NW

„Gemeinsam Verantwortung übernehmen“,
das Logo für die GdP-Personengruppen.
gdpnw
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Seniorenarbeit auf stabilere Füße gestellt
Kaum Veränderungen im Vorstand der GdP-Seniorengruppe

Besonders lang war der Bericht
des GdP-Seniorenvorsitzenden
Norbert Weinbach nicht bei der De-
legiertenkonferenz der Senioren.
Zum einen hatte der Vorsitzende
den Bericht bereits vorab in der
Deutschen Polizei veröffentlicht,
zum anderen war Weinbach gerade
aus dem Krankenhaus gekommen,
wo er am Kopf operiert worden war.

Weinbach machte aber deutlich,
dass der Landesseniorenvorstand in
der abgelaufenen Legislaturperiode
versucht habe, die Seniorenarbeit
auf stabilere Füße zu stellen, das
Programm abwechslungsreicher zu
gestalten und dass der neue Vor-
stand bestrebt sein werde, diesen
Kurs (u.a. Seminare, Ausflüge, Teil-
nahme am Süddeutschen Senioren-
treffen, an Demonstrationen und
eine bessere Zusammenarbeit mit
dem Bundesvorstand der Senioren)
fortzusetzen. Probleme gab es auch
nicht zu dem Kassenbericht von Kurt
Grede. Dem war zu entnehmen,
dass die Seniorengruppe mit dem
bereitgestellten Geld nicht auskom-
men konnte, da die zwei pro Jahr
durchgeführten Seminare viel Geld
gekostet haben. Das sei aber inso-
fern kein Problem gewesen, als die
GdP die Finanzierung gemeinsam
mit dem PSHH übernommen habe.
Da die Senioren auch Seminare zur
„Vorbereitung auf den Ruhestand“
in ihrem Programm hätten, sei auch
in Zukunft mit entsprechenden Mit-
teln aus dem Haushaltsposten „Se-
minare“ zu rechnen.

Diskutiert wurde vor allem über
eine eventuelle Kürzung der Pensio-
nen bei einem schmäler werdenden
Budget von Bund und Ländern. Da
müssten Rentner und Pensionäre
vorsichtig sein und rechtzeitig auf
die Barrikaden gehen.

„Wenn der DGB uns nicht haben
will, braucht er auch nicht unser
Geld“, appellierte Bundessenioren-
vorsitzender Artur Jung an die fast
100 anwesenden Rentner und Pen-
sionäre. Der DGB wolle den Frauen
und der Jugend das Stimmrecht im
geschäftsführenden DGB nehmen.
Wenn die rausgekegelt würden,
habe der Antrag der Senioren das
Stimmrecht zu erhalten, keine
Chance.

Neuer Vorstand

Dieter Kurth, Hilmar Lorenz und
Bernhard Thomas wurden ebenso
einstimmig zur Verhandlungsleitung
gewählt wie Heinz Homeyer, Sigi
Heck und Harald Dobrindt als
Wahlprüfungs-, Mandatsprüfungs-
und Wahlkommission. Kaum Verän-
derungen gab es bei der Wahl des
Landesseniorenvorstands Norbert
Weinbach (Südhessen) wurde eben-
so wieder zum Vorsitzenden gewählt
wie seine beiden Stellvertreter Ger-
hard Lehmann (HBP) und Hermann
Müller (OH). Wiederwahl gab es
auch für den Schriftführer Rolf De-
genhard (SOH) und den Kassierer
Kurt Grede.

Zum neuen stellvertretenden
Schriftführer wurde in einer Stich-
wahl Harald Dobrindt (MH) ge-
wählt. Er konnte sich eindeutig ge-
gen Hans Werkmeister (Ffm)
durchsetzen. Stellvertretender Kas-
sierer wurde Wilfried Honecker
(WH). Hans Werkmeister und Walter
Kaiser (PZBH) fungieren als Beisit-
zer. Der gesamte Vorstand wurde
auch als Delegierte für die Bundes-
delegiertenkonferenz im April in
Potsdam gewählt, Hilmar Lorenz
und Gerhard Kastel wurden Ersatz-
delegierte.

Ruhestandsbezüge sichern

Große Diskussionen gab es auch
nicht bei den vorgelegten Anträgen.
So soll der LBV aufgefordert werden,
weiterhin pro Jahr zwei Seminare für
Pensionäre zu genehmigen und die
Kosten im allgemeinen Seminar-
plan festzuschreiben. Die GdP solle

Wieder zum Landesseniorenvorsitzenden ge-
wählt wurde Norbert Weinbach. gdpnw

Blick auf die Delegierten im Schlosshotel. gdpnw

Mit einem kleinen Präsent bedankte sich Gerhard Lehmann (Mitte), beim Bun-
des-Seniorenvorsitzenden Artur Jung, links, und bei Hans Adams. gdpnw
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sich darum kümmern, dass ein Pen-
sionsfonds für Beamt/innen erstellt
wird. Der Landesvorstand wird auf-
gefordert, sich dafür einzusetzen,
dass die Ruhegehaltsfähigkeit der
Polizeizulage in Hessen wieder ein-
geführt wird.

Die GdP wird aufgefordert, sich
auch in Zukunft für die Beibehal-
tung des gesetzlichen Pensionsalters
von 60 Jahren einzusetzen. Das
Sterbegeld soll ab dem Jahr 2010
von zurzeit 410 auf 500 Euro erhöht
wird. Der LBV wird aufgefordert,
sich dafür einzusetzen, dass beim
DGB das Antragsrecht für Frauen
und Jugend erhalten bleibt und das
Recht für Senior/innen neu geschaf-
fen wird. Das gilt ebenso für die Bei-
behaltung/Schaffung eines Stimm-
rechts. Angenommen wurde auch
der Antrag, die Delegiertenkonfe-
renz der Senior/innen so zu gestal-
ten, dass jede BZG zwei Grund-
mandate und pro angefangene
100 Mitglieder ein weiteres Mandat
erhält. Die Einberufung der Landes-
seniorenkonferenz erfolgt durch
den geschäftsführenden Landesvor-
stand.

Weiterbildung mit Internet

Das Wissen, das nicht nur Seni-
or/innen benötigen, könne zukünf-
tig nicht mehr alleine über Broschü-
ren weitergegeben werden,
erläuterte Dietmar Michael, Ge-
werkschaftssekretär der GdP, bei
der Delegiertenkonferenz. Man
habe das bisherige „AktivPro-
grammSenioren“ (APS), beschlos-
sen in Magdeburg, neu gefasst und
in erster Linie im Internet verankert.
Alle Mitglieder hätten die Möglich-
keit, sich mit ihrer GdP-Mitglieds-
nummer in das Programm einzu-
schalten. Ein wichtiger Punkt sei der
Ruhestand. Dazu gebe es zahlrei-

che Hinweise wie „Gesund leben
und essen“, „Betreutes Wohnen“,
„Pflege und Pflegeversicherung“,
„Sport im Alter“ aber auch die Rege-
lung von Versicherungen oder das
Thema „Erben und Vererben“. Be-
treuungsverfügung, Vorsorgevoll-
macht, Patientenverfügung und Ge-

neralvollmacht gehören aber auch
dazu. Man kann sich informieren
übers Einkaufen im Internet, dort
den Urlaub buchen, über den Auf-
bau der GdP, die Richtlinien der Se-
niorenarbeit und vieles mehr.

Der alte und neue Landessenio-
renvorsitzende Norbert Weinbach
bedankte sich bei allen Mitgliedern,
die geholfen hätten, diese Delegier-
tenkonferenz zu einem Erfolg wer-
den zu lassen.                    gdpnw

Neu im Landesseniorenvorstand ist Harald
Dobrindt aus Dillenburg. gdpnw

Sie managten die Seniorenkonferenz, v.l., Bernhard Thomas, Dieter Kurth, Hilmar Lorenz.
gdpnw

Gewerkschaftssekretär Dietmar Michael er-
klärte das AktivProgrammSenioren (APS) bei
der hessischen Delegiertenkonferenz. gdpnw

„Man ist immer so alt, wie man sich fühlt“.
gdpnw

ZURÜCK ZUR
40-STUNDEN-
WOCHE
Bayern beweist, dass man
den Föderalismus nutzen
kann

Seit fünf Jahren arbeiten Bay-
erns Beamt/innen nun schon 42
Stunden pro Woche. Der Druck
von GdP und Verdi haben jetzt er-
reicht, dass dieses von CDU/FDP
regierte Land in der Lage ist, sozial
zu handeln. Wie Finanzminister
Georg Fahrenschon (CSU) jetzt
mitteilte, werde ab dem Jahr 2012
noch 41 und ab dem Jahr 2013
nur noch 40 Stunden gearbeitet.
Das entlastet vor allem die im
Schichtdienst tätigen Beschäftig-
ten. Die Hessen-GdP ist auch da-
ran, die 42-Stunden-Woche zu
beenden. Die Zeichen stünden po-
sitiv, hatte der Landesvorsitzende
Jörg Bruchmüller bei den Dele-
giertenversammlungen in Weil-
burg durchblicken lassen. nw
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Gewerkschaften sind das stärkste,
was die Schwachen haben

Vor 60 Jahren wurde der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) gegründet
Am 13. Oktober 1949 wurde der

Deutsche Gewerkschaftsbund
(DGB) mit einstimmigem Beschluss
gegründet. „Seitdem hat der DGB
dafür gefochten, unser Land sozia-
ler, menschlicher und lebenswerter
zu machen und unsere Gesellschaft
demokratischer und gerechter zu
gestalten. Seitdem streiten der DGB
und seine Mitgliedsgewerkschaften
selbstbewusst für sozialen Fort-
schritt. Seitdem kämpfen wir für De-
mokratie und Freiheit, gegen alte
und neue Nazis, gegen Antisemitis-
mus und Fremdenhass“, beschrieb
der DGB-Vorsitzende Michael Som-
mer die wesentlichen Aufgaben des
DGB in der Oktober-Ausgabe des
Beamten Magazins. Millionen von
Menschen unterschiedlichster Her-
kunft, Weltanschauung, Religion
oder Rasse seien Mitglieder in den
Einzelgewerkschaften. „Der und
seine Gewerkschaften sind das
stärkste, was die Schwachen ha-
ben“, fasste Sommer die damals ge-
setzten und heute noch gültigen Zie-
le zusammen.

Schafft die Einheit

„Schafft die Einheit“, war der Ap-
pell von Wilhelm Leuschner nach
zwölf Jahren Naziherrschaft. Aus
den bitteren Erfahrungen der Wei-
marer Republik und der Kriegsjahre
hatte man Erfahrungen gezogen.

Aus 16 nach dem II. Weltkrieg ge-
gründeten Branchengewerkschaf-
ten entstand auf dem Gründungs-
kongress in München der DGB.
Hans Böckler wurde zum ersten
DGB-Vorsitzenden gewählt. Ge-
meinsam hatte man sich darauf ver-
ständigt, parteipolitisch unabhän-
gig zu sein, aber als Interessens-
vertreter der Arbeitnehmer/innen
für Arbeit und soziale Gerechtigkeit
zu kämpfen. Auch wenn die 1951
beschlossene Montanmitbestim-
mung für die Stahl- und Kohleindu-
strie nicht übernommen werden
konnte, so wurden doch die Mitwir-
kungsmöglichkeiten für personelle
und soziale Probleme Schritt für
Schritt ausgebaut.

Lohnerhöhungen, Urlaubsver-
längerung und Arbeitszeitverkür-
zung standen im Mittelpunkt der
Wirtschaftswunderjahre. 1974 lei-
tete der DGB unter Oskar Vetter un-
ter dem Stichwort „Humanisierung
der Arbeit“ eine Debatte gegen die

einsetzende Beschäftigungskrise
ein. Ende der 70er-Jahre blies der
Konservativ-liberalen Regierung
unter Helmut Kohl der Wind ins Ge-
sicht. Das gewerkschaftliche Ziel,
die Mitbestimmung deutlich auszu-
weiten, war auf der Strecke geblie-
ben.

Deutsche Einheit

Die Wiedervereinigung Deutsch-
lands nahm den DGB und seine Ein-
zelgewerkschaften stark in An-
spruch. Auch die Auswirkungen der
Globalisierung und der digitalen
Revolution machten sich zuneh-
mend bemerkbar. 1996 wurde in ei-
nem neuen Grundsatzprogramm
beschlossen, die sozial regulierte
Marktwirtschaft zu sichern und aus-
zubauen. Verschiedene Einzelge-
werkschaften schlossen sich zusam-
men, Auch die DAG wurde mit der
Gründung von Ver.di unter das
Dach des DGB geholt. 1998 über-
nahm Rot-Grün die Regierung im
Bund. Für den DGB war das aber
keine reine Freude. Das Bündnis für
Arbeit scheiterte. Stattdessen kam
mit Hartz IV und der Agenda 2010
der größte Sozialabbau. Da halfen
auch die Proteste der Arbeitneh-
mer/innen nichts. Es wurde auch
nicht besser, als 2005 eine große
Koalition die Regierung übernahm.
Einer kurzen Erholung 2006 folgte
im Jahr 2008 die bisher größte
Weltwirtschaftskrise. Da half es
auch nichts, dass der DGB seit Jah-
ren vor den Gefahren unregulierter
Finanzmärkte und unkontrollierter
Bankenmacht gewarnt hatte. Die
Gefahr hatte auch Bundespräsident
Horst Köhler erkannt: „Eine grund-
legende Reform der Weltfinanzord-
nung verlangt auch die Beteiligung
der Gewerkschaften“, sagte er bei

Die Urkunde zur Gründung des DGB im Oktober 1949. nw

Zum 1. Mai gab der DGB immer wieder interessante aber teilweise auch ketzerische Plakate he-
raus. nw
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der DGB-Feierstunde. Er forderte
die Gewerkschafter weltweit auf:
„Mischen sie sich ein und schließen
sie ihre Reihen auch über Länder-
grenzen hinweg“!

Gewerkschaften sind
unbequem

„Wirklich freie Gewerkschaften,
das wissen alle Regierungen, kön-
nen auch unbequem sein. Als unab-
hängige Akteure in Wirtschaft und
Gesellschaft, als Sprachrohr und
Anwalt einer breiten Arbeitnehmer-
schaft müssen sie es auch sein.
Nach 60 Jahren bleibt jedenfalls

festzuhalten: Sozialpartnerschaft
und Tarifautonomie haben die Bun-
desrepublik Deutschland positiv ge-
prägt“. So formulierte es die alte
und neue Bundeskanzlerin Angela
Merkel. Man darf gespannt sein,
was sie daraus macht.              nw

Mike Majewski im Amt bestätigt!
„Ordnungshüter schlagen Alarm – GdP kritisiert Stellenabbau“

„Ordnungshüter schlagen
Alarm“. Mit dieser Überschrift be-
richtete u.a. das „Starkenburger
Echo“ ausführlich über die Mitglie-
derversammlung der GdP-Kreis-
gruppe Bergstraße. Dabei war die
Personalsituation nur einer von vie-
len Kritikpunkten die bei der Ver-
sammlung der GdP Anfang Okto-
ber „Im Stadtgraben“ in
Heppenheim vorgetragen wurden.
Vorsitzender Mike Majewski be-
grüßte die Mitglieder und bedankte
sich beim Polizeivizepräsidenten
Uwe Brunnengräber, dem Bezirks-
gruppenvorsitzenden Rolf Büttner
und auch bei den Pressevertretern
für ihr Kommen. Leider musste der
GdP-Landesvorsitzende Jörg Bruch-
müller wegen einer Erkrankung
kurzfristig seine Teilnahme absa-
gen. Den gewerkschaftlichen Vor-
trag übernahm der stellvertretende
KG-Vorsitzende Michael Schwei-
kert.

Personalabbau macht zu
schaffen

Zu kritisieren gab es eine Vielzahl
von Verfahrensweisen „die aus ge-
werkschaftlicher Sicht schon lange
nicht mehr zu akzeptieren sind“, so
Michael Schweikert. Die ange-
spannte Personalsituation und ein
Personalabbau von rund 10 Prozent

der Beschäftigten beim PP Südhes-
sen belegten seit 2001 den
kontinuierlichen Personalabbau.
Trotzdem dementierten die politisch
Verantwortlichen, dass es einen Per-
sonalabbau gegeben habe. Selbst
bei der GdP Postkartenaktion, wo
auch die Zahlen des Personalab-
baus aufgezeigt worden waren, be-
hauptete das Innenministerium nur,
dass diese Zahlen falsch seien – es
hat sich aber auch niemand getraut
eigene (richtige?) Zahlen zu nen-
nen. Auch der Landespolizeipräsi-
dent hatte viele Polizeipräsidenten
davon überzeugen können (mit
Ausnahme derer, die unmittelbar
vor der Ruhestandsversetzung stan-
den), einen gemeinsamen offenen
Brief zu verfassen, wo öffentlich-
keitswirksam einmütig ein Personal-
abbau dementiert wurde. Hier ha-
ben sich die Entscheidungsträger
den politischen Vorgaben ohne er-
kennbaren Widerstand gefügt.

Menschlich könnte man dafür si-
cherlich noch Verständnis haben.
Fehlende Solidarität für den Dienst-
herrn oder gar öffentliche Kritik
würden in Hessen unmittelbar die
Berufskarriere beenden. Im Ver-
gleich dazu wünscht man sich Ver-
fahrensweisen wie in Baden Würt-
temberg. Dort ist es gängige Praxis,
dass Fehlentwicklungen auch von

Polizeirepräsentanten öffentlich kri-
tisiert werden.

Luftschlösser gebaut

In Hessen kommen öffentlich-
keitswirksam präsentierte Projekte,
wie das „Netzwerk gegen Gewalt“,
wo über die Medien „92 neue Stel-
len“ präsentiert wurden. Tatsächlich
wurden aber nur die Bürger/innen
angelogen weil es diese Stellen gar
nicht gab und bis heute nicht gibt.
Richtigerweise hätten bereits im Jahr
2006 entsprechende Neueinstellun-
gen erfolgen müssen – dies war
aber definitiv nicht der Fall. Ganz im
Gegenteil wurden in 2006 (wie in
den Vorjahren auch) deutlich weni-
ger Polizeibeamt/innen eingestellt
als Ruhestandsversetzungen erfolg-
ten.

Selbst die Erhöhung der Wochen-
arbeitszeit auf bis zu 42 Stunden hat
nicht dazu geführt, dass sich die
Mehrarbeitsstunden reduziert ha-
ben. Derzeit schiebt das PP Südhes-
sen noch rd. 230.000 Stunden vor
sich her. Da hilft es auch nicht, dass
für das Jahr 2009 insgesamt
490.000 Euro für die Vergütung von
Mehrarbeitsstunden zur Verfügung
stehen. Eher zaghaft wird dieses An-
gebot wahrgenommen. Das lässt
sich einerseits damit erklären, dass
bei der Bruttovergütung von 17 Euro
nicht wirklich viel übrig bleibt. Ande-
rerseits ist aber auch festzustellen,
dass als Folge von ständigen Ver-
stärkungsdiensten und Sonderein-
sätzen die planbare Freizeit sehr
eingeschränkt ist. Ein Freizeitaus-
gleich wird demnach oft viel höher
bewertet als die finanzielle Entschä-
digung.

Polizeivizepräsident Uwe Brun-
nengräber bestätigte indirekt, dass
es beim PP Südhessen personelle
Engpässe gibt. Er verwies aber auch

Gut besucht war die Mitgliederversammlung der Bergsträßer GdP. ms
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darauf, dass im Jahr 2009 bereits
550 Neueinstellungen erfolgt und
im Jahr 2010 weitere 550 Neuein-
stellungen vorgesehen sind.

Das bedeute, dass diese Zahlen
deutlich höher sind als die jährli-
chen Ruhestandsversetzungen (ca.
400 jährlich).

Mike Majewski wieder gewählt

Im Rahmen der Mitgliederver-
sammlung wurde auch der Vorstand
der KG neu gewählt und der Vorsit-
zende einstimmig im Amt bestätigt.
Zu Stellvertretern wurden Uschi
Hess, Friedrich Rindfleisch, Dietmar
Rodenheber und Michael Schwei-
kert gewählt. Dem Vorstand gehö-
ren weiterhin Gisela Reiff, Ingrid
Domsel, Jörg Gaulrapp, Michael
Hartmann, Eric Grentzius und Karl
Fischer an.

Im Rahmen dieser Veranstaltung
wurden noch die Kollegen Norbert
Ferdinand und Peter Stangner für
ihre 50-jährige Mitgliedschaft in der
GdP geehrt. msGdP-Vorsitzender Mike Majewski (Mitte), gratulierte Norbert Ferdinand (links) und Peter

Stangner zur 50jährigen Mitgliedschaft. ms

Bald Bahn statt Streifenwagen?
Polizeichefs stehen zu Gewerkschaftsforderungen

„Bald Bahn statt Streifenwagen“?
So lautete die Überschrift eines Zei-
tungsartikels am 13.Oktober 2009
im „Südhessen Morgen“. Die ge-
werkschaftliche Kritik richtete sich
gegen Einsparvorgaben als Folge
der leeren Kassen beim Polizeipräsi-
dium Mannheim. Die Vorwürfe,
dass das Schießtraining eingestellt
werden sollte, defekte Polizeimotor-
räder nicht mehr repariert, Fortbil-
dungen gestrichen werden, aber
auch Streifenfahrten reduziert wer-
den sollen, erinnert an ein Armuts-
zeugnis zu Lasten der Polizeibe-
schäftigten. Selbst bei dem
Großeinsatz „Veterama“ wurde aus
Spargründen keine Verpflegung für
die Einsatzkräfte ausgegeben.

Anders als bei den Polizeiverant-
wortlichen in Hessen, bestätigte der
Mannheimer Polizeipräsident Ger-
hard Klotter die gewerkschaftlichen
Vorwürfe auch gegenüber der Pres-
se, ohne über die Missstände ein
„Deckmäntelchen“ zu hängen. Vor-
würfe, dass das Schießtraining ein-
gestellt werden sollte, bestätigte er
zwar nicht, stellte aber klar, dass die
Anlage aus Kostengründen nicht
mehr gewartet werde und spätes-
tens wenn der Geschossfang voll ist,
kein Schießbetrieb mehr stattfinden
könne. Geplante Lehrgänge für die-
ses Jahr sollen noch durchgeführt,
aber keine neuen Lehrgänge mehr

gebucht werden. Er selbst habe we-
gen der Fahrt- und Seminarkosten
auf ein Seminar verzichtet, um mit
gutem Beispiel voranzugehen. Klot-
ter dementierte zwar, dass bei den
Streifenfahrten gespart werde, er
hielt es in dem Pressegespräch aber
auch für denkbar, dass Ermittlungs-
vorgänge mit der Straßenbahn ab-
gearbeitet werden könnten.

Vorwürfe der GdP bestätigt

Unter dem Strich wurden die ge-
werkschaftlichen Vorwürfe bestätigt.
Nur so ist es aber auch möglich, auf

die politisch Verantwortlichen Druck
auszuüben, um die Missstände ab-
zustellen. In der Folge wurde in der
Presse zwei Wochen später berich-
tet, dass das Regierungspräsidium
in Karlsruhe der Mannheimer Poli-
zei einen Finanzzuschuss in Höhe
von 100.000 Euro zugesteht, der
nach Auffassung des Polizeipräsi-
denten die größten Schwierigkeiten
beseitigen sollte. Trotzdem müsse
eine Vielzahl der vorgegeben Spar-
maßnahmen weiterhin bestehen
bleiben.

Gespart wird überall.   gdpnw
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Zu der prekären Haushaltssituati-
on sei es gekommen, nachdem das
Finanzministerium Anfang des Jah-
res zehn Prozent des Budgets aller
Polizeidirektionen als „Steuerungs-
reserve“ eingefroren habe. Davon
seien im Laufe des Jahres nur fünf
Prozent wieder frei gegeben wor-
den. Der jetzt gewährte Zuschuss für
das Haushaltsjahr 2009 solle aller-
dings mit dem Budget des Jahres
2010 verrechnet werden, so dass
vermutlich auch im nächsten Jahr
damit zu rechnen ist, dass es bei der
Mannheimer Polizei wieder zu fi-
nanziellen Engpassen kommen
wird.

Nun können wir bei der hessi-
schen Polizei froh sein, dass es hier
noch nicht so weit gekommen ist. Es
bleibt aber abzuwarten, ob wenigs-

tens in einem solchen Falle die
Polizeipräsidenten auch in Hessen
öffentlich zu solchen Missständen
stehen und angemessene gewerk-
schaftliche Kritik bestätigen. In der
Vergangenheit war dies insbeson-
dere im Zusammenhang mit der
Personalsituation leider nicht der
Fall. In diesem Zusammenhang
darf man wiederum neidisch nach
Baden Württemberg blicken.

Etwa zeitgleich mit der Postkar-
tenaktion der GdP gegen den Perso-
nalabbau bei der hessischen Polizei
gab es auch im Bereich der PD Hei-
delberg und des PP Mannheim eine
Reduzierung des Personalbestan-
des. Damals hatten der Leiter der
PD Heidelberg und der Mannhei-
mer Polizeipräsident auch gegen-
über der Presse den Personalabbau

bestätigt und in diesem Zusammen-
hang darauf verwiesen, dass die
Polizei als Folge der Personal- redu-
zierungen einige Dienstleistungen
für die Bürger/innen nicht mehr wie
bisher bringen könne. Interessan-
terweise sind auch diese wün-
schenswert kritischen Dienstvorge-
setzten nach wie vor noch im Amt. In
Hessen scheint dabei eher die Angst
um den Verlust des Dienstpostens
umzugehen.

Damals hatten die hessischen Po-
lizeipräsidenten noch den Personal-
abbau gegenüber der Presse de-
mentiert und dies auch mit einem
gemeinsamen Brief öffentlich zum
Ausdruck gebracht, und das, ob-
wohl ihnen schon damals bewusst
war, dass ihnen personell das Was-
ser bis zum Halse stand.           ms

Alt und Jung friedlich vereint
Familienfest und Pensionärstreffen Ende August im Polizeipräsidium Südhessen

Sie kamen eigentlich gerne und
in großer Zahl zum Pensionärstref-
fen des PP Südhessen nach Darms-
tadt, die früheren Mitarbeiter/innen
dieser Institution. In diesem Jahr
aber hatten Personalrat und Polizei-
präsidium auf vielfachen Wunsch
erstmals ein Familienfest für die ak-
tiven Kolleg/innen gemeinsam mit
dem traditionelle Pensionärstreffen
für unsere „Altgedienten“ organi-
siert.

Pünktlich zu Beginn um elf Uhr
füllten sich die Plätze im ge-
schmückten Betriebshof des Präsidi-

ums. Polizeipräsident Gosbert Döl-
ger und Personalratsvorsitzender
Michael Schweikert begrüßten die
Pensionäre und alle Gäste und freu-
ten sich, dass dieses gemeinsame
Fest soviel Anklang gefunden habe.

Die Organisatoren hatten sich
eine Menge einfallen lassen. Für die
Kleinen gab es viel Unterhaltung,
vom Fahrradparcours über einen
Malwettbewerb bis zur Hüpfburg.
So konnten die Eltern bei Bier und
Erbseneintopf oder auch bei Kaffee
und Kuchen „mal die Füße baumeln
lassen“. Die Leckermäuler erfreuten
sich am Eisstand der GdP. Aber nicht
nur die Kleinen waren beim kosten-
losen Eislecken mehrmals zu sehen.

Groß und Klein interessierten sich für den Polizeihubschrauber. PR

Karl-Heinz Treusch (rechts) vom PP Südhessen und ein Helfer versuchten, so schnell wie möglich
die Luft aus der Hüpfburg zu drücken, damit der Hubschrauber landen konnte und nicht die
Hüpfburg ins Fliegen kam. ms
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Die Hundevorführung und die
Hubschrauberlandung zogen Alt
und Jung, Groß und Klein von ihren
Sitzen zum Sportplatz. Die beiden
Shows beeindruckten die Zuschauer
und brachten den Akteuren viel Bei-
fall ein. Auch das Wetter ließ sich
nicht lumpen. Sonne und frische
Briesen schoben die Wolken immer
wieder beiseite. Es war ein rundum
gelungenes Fest, das nach einer
Wiederholung im nächsten Jahr
ruft.

Peggy Rynow
Einmal auf einem Polizeimotorrad sitzen, ein
Spaß, nicht nur für Buben. PR

Fingerabdrücke nehmen war ein besonderes
Erlebnis für die Kinder. PR

Lob und Tadel zum Beförderungstermin
Späte Stellenausschreibungen – lange Auswahlentscheidungen

Sehr holprig verlief aus Sicht des
Personalrats das Beförderungsver-
fahren zum Beförderungstermin
1.10.2009. Vor allem die relativ
späten Stellenausschreibungen und
die in der Folge lange andauernden
Auswahlentscheidungen führten
dazu, dass beim PP Südhessen erst
Ende September die ersten Beförde-
rungsurkunden ausgehändigt wer-
den konnten.

Dabei ist es nachvollziehbar, dass
zunächst die Wertigkeiten in der Be-
soldungsgruppe A 13 ausgeschrie-
ben werden, um, je nach Ergebnis
der Auswahlverfahren, die Nachfol-
gestellen in A 12 ansiedeln zu kön-
nen. Gleiches gilt auch für Stellen-
ausschreibungen zur A 11.

Nicht zu entschuldigen ist aller-
dings die Tatsache, dass die Beför-
derungsmöglichkeiten zur A 10 erst
am 23. September erfolgten. Selbst
wenn die Anzahl der Beförderungs-
möglichkeiten erst sehr spät festge-
standen hat, kann man das nicht
gelten lassen. Es ist allerdings zu-
treffend, dass sich die Anzahl der
Beförderungsmöglichkeiten am
Stellenplan orientiert. Diese Zahl
variiert durch Hinzuversetzungen
zum Versetzungstermin oder auch
durch Rückkehrer/innen aus Eltern-
zeit, Verlängerungen von Lebensar-
beitszeiten und steht tatsächlich erst
im Laufe des Monats Oktober ver-
bindlich fest.

Diese Problematik hat das PP
Südhessen bereits in der Vergan-
genheit dazu veranlasst, unter dem

Vorbehalt der stellenplanmäßigen
Verfügbarkeit, mehr Stellen auszu-
schreiben als voraussichtlich beför-
dert werden können.

Es gibt daher keinen Grund bei
dieser Verfahrensweise die Aus-
schreibungen unnötig nach hinten
zu schieben. Die Behördenleitung
hat nach Kritik des Personalrates zu-
gesichert, dass zum nächsten Ter-
min eine deutlich frühere Stellen-
ausschreibung erfolgen wird.

Zum Beförderungstermin
1.10.2009 gab es erfreulicherweise
Stellenhebungen, die den Präsidien
erst im September zweckgebunden,
beispielsweise für Netzwerk gegen
Gewalt, ZÜRS (Zentrale Überwa-
chung rückfallgefährdeter Sexual-
straftäter) oder auch bei der Fall-
analyse beim Lagebild, zusätzlich
als Beförderungsmöglichkeiten zu-
gestanden wurden. Dies hat dann
zwangsläufig auch zu sehr späten
Stellenausschreibungen geführt.

Grundsätzlich sind zusätzliche
Stellenhebungen natürlich zu be-
grüßen. Dies darf aber nicht dazu
führen, dass das LPP hiermit einen
Einfluss auf die Ansiedlung von Be-
förderungsmöglichkeiten nimmt.

In diesem Zusammenhang ist da-
rauf zu achten, dass diese Stellenhe-
bungen nicht zu einem späteren
Zeitpunkt beim PP Südhessen wie-
der in Abgang gestellt werden. Die-
se späte Stellenausschreibung hat in
einem Falle aber auch dazu geführt,
dass nach Abschluss des Auswahl-

PVP Uwe Brunnengräber überreicht Sabine
Siebel die Urkunde zur Polizeihauptkommis-
sarin. ms

Sie freuten sich über ihre Beförderung im Oktober. ms
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verfahrens die Beförderung wegen
fehlender laufbahnrechtlicher und
persönlicher Voraussetzungen nicht
zum Beförderungstermin 1.10.
2009 vollzogen werden konnte.

In diesem Falle war es nicht mehr
möglich, die vorgegebene dreimo-
natige Probezeit auf dem höher zu
bewertenden Dienstposten zu ab-

solvieren. Diese Probezeit ist immer
dann zwingend erforderlich, wenn
beispielsweise nicht ein Stelleninha-
ber den Zuschlag für den Dienst-
posten erhält.

Der Personalrat hat deswegen bei
der Behördenleitung angeregt,
kurzfristig noch eine Beförderungs-
möglichkeit zur A 11 anzusiedeln.

Diesem Vorschlag ist die
Behördenleitung gefolgt und hat mit
einer verkürzten Bewerbungsfrist
von einer Woche noch eine Stelle
beim „Besonderen Bezirksdienst“ in
Reinheim als Beförderungsmöglich-
keit ausgeschrieben. Nachdem es
für diese Stelle allerdings zunächst
drei Bewerber gab, schien es so,
dass diese Beförderung mit Wirkung
vom 1.10.2009 nicht mehr vollzo-
gen werden könnte. Dies hätte be-
deutet, dass die Beförderungsmög-
lichkeit erst zum 1.4.2010 wirksam
geworden wäre. Aufgrund dieser
Gesamtumstände haben sich zwei
Mitbewerber dafür entschieden,
noch kurzfristig ihre Bewerbung zu-
rück zu ziehen. So gab es am
30.10.2009 noch ein Happy End.
Polizeipräsident Gosbert Dölger
überreichte POK Rolf Roth die Beför-
derungsurkunde zum Polizeihaupt-
kommissar.                              msDie zweite Gruppe der Beförderten. ms

Personalabbau nach dem Zufallsprinzip geht weiter!
Künftig keine Ersatzgestellung mehr bei Abordnungen zu Auslandsmissionen

Die miserable Personalsituation
bei der hessischen Polizei ist häufig
ein Thema für Gewerkschafter und
Personalräte. Gerade konnte man
den Eindruck bekommen, dass
auch die politisch Verantwortlichen
zu der Erkenntnis gelangt sind, dass
regelmäßige Verstärkungsdienste
und Sondereinsätze sowie Mehrar-
beitsstunden erforderlich sind, um
den Dienstbetrieb aufrecht zu erhal-
ten. Zwangsläufig führten diese
Umstände aber zu einer extremen
Arbeitsverdichtung, so dass viele
Beschäftigte an ihrer Belastungs-
grenze angekommen sind bzw. die-
se bereits überschritten haben. Kon-
tinuierlich ansteigende Krankheits-
raten und die zunehmende Anzahl
eingeschränkt polizeidienstfähiger
Kolleg/innen sind dafür eindeutige
Belege. Die erhöhten Einstellungs-
zahlen in 2009 und die vorgesehe-
nen Einstellungen in 2010 sollten
zumindest ab 2012 für eine perso-
nelle Entspannung bei den Präsi-
dien führen. Inwieweit davon aller-
dings die Flächenpräsidien oder die
Bereitschaftspolizei profitieren wer-
den, ist noch offen. Sicher ist, dass
sich die Einsatzeinheiten bei der
HBP um rund die Hälfte reduziert
haben und zu Spitzenzeiten bis zu

190 Kolleg/innen zu anderen Präsi-
dien abgeordnet waren.

Vermehrte Abordnungen zu
Lasten der Flächenpräsidien

Ziel des LPP ist es daher, die Ab-
ordnungen aus der HBP erheblich
zu reduzieren. In einem ersten
Schritt werden für Abordnungen zu
Auslandsmissionen bei den Flä-
chenpräsidien künftig keine Ersatz-
gestellungen mehr erfolgen. Derzeit
sind die auf freiwilliger Basis durch-
geführten Auslandsmissionen mit
hessenweit durchschnittlich 15-20
Missionen noch recht überschau-
bar. Der Trend geht allerdings da-
hin, dass nicht nur die Bundeswehr,
sondern auch Polizist/innen ver-
mehrt in Krisengebieten Unterstüt-
zung leisten sollen. Alleine für
Afghanistan seien ab 2010 bundes-
weit 1200 polizeiliche Auslandsmis-
sionen vorgesehen. Egal wie man
zu diesen Auslandsmissionen steht,
bedeutet jede eine weitere Reduzie-
rung des Personalbestandes.

Vielleicht möchte das Land Hes-
sen mit dem Verzicht auf Ersatzge-
stellung bei den Organisationsein-
heiten in den Flächenpräsidien aber
auch nur darauf hinwirken, dass
möglichst wenige Interessenten für

Auslandsmissionen übrig bleiben?
Vor künftigen Entscheidungen zur
Teilnahme an Auslandsmissionen
werden demnach nicht mehr nur
ideelle Gedanken und eine Abklä-
rung im privaten Umfeld, sondern
auch die dienstlichen Interessen vor
Ort in den Entscheidungsprozess
mit einbezogen werden müssen.

Auf jeden Fall wird dieser Perso-
nalabbau abermals nach dem Zu-
fallsprinzip erfolgen. Diese Verfah-
rensweise reiht sich ein in die
bisherige Praxis des LPP bei Perso-
nalreduzierungen. Bereits der Ab-
bau von 360 Vollzugsstellen durch
die PVS (alle Ruhestandsversetzun-
gen in den Besoldungsgruppen A
9/10 in den Jahren 2007/2008) er-
folgte nach dem Zufallsprinzip. Zu
Lasten der Bereitschaftspolizei wur-
den bei den Flächenpräsidien nur
dort wieder Stellen nach besetzt, wo
die Ruhestandsversetzungen über
die PVS unmittelbar aus dem Wech-
selschichtdienst erfolgt sind.

Nachdem auch bei der HBP die
Einsatzkräfte sukzessive abgebaut
wurden, ist nun auch die längst
überfällige Entscheidung getroffen
worden, mittels Einrichtung einer
„Stellenbörse“ das „überzählige
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Stammpersonal“ in einer bereits
festgelegten Größenordnung von
28 Beamt/innen auf die Flächen-
präsidien zu verteilen. Zufälliger-
weise soll keine dieser Stellen zum
PP Südhessen verlagert werden. In-
teressanterweise soll aber das PP

Nordhessen neun Stellen davon be-
kommen, obwohl in diesem Jahr
bereits eine „Technische Einsatzein-
heit“ der HBP ausschließlich zu
Gunsten des PP Nordhessen aufge-
löst worden ist. Bei solchen Verfah-
rensweisen herrscht dann schon der

Eindruck vor, dass es weder für den
Personalabbau, noch für die Perso-
nalverteilung nachvollziehbare und
transparente Konzepte gegeben
hat.                                          ms

Dienstjubiläen
Respekt und Anerkennung für viele Schutzleute

Zahlreiche Urkunden zum
Dienstjubiläum händigte Vizepräsi-
dent Uwe Brunnengräber bei einer
zentralen Veranstaltung im Polizei-
präsidium Südhessen aus. Die an-
wesenden Jubilare brachten es auf
stolze 575 Dienstjahre – oder - an-
ders ausgedrückt, auf 210.000
Tage.

Mit diesen beeindruckenden
Zahlen begrüßte der Vize in einer
humorvollen Rede die Jubilare zu
ihrem 40- und 25-jährigen Dienst-
jubiläum. Für diese vielen Dienst-
jahre, in denen die Schutzleute für
die Bürger/innen ihren Dienst ver-
sehen haben, zollte er Dank, aber
auch Respekt und Anerkennung.

Vom Mann im Mond zur RAF

Bei den Jubilaren handelte es sich
um die Eintrittsjahrgänge 1969 und
1984. In einem kurzen Rückblick
rief Brunnengräber in Erinnerung
gerufen, was in diesen Jahren an
herausragenden Ereignissen statt-
gefunden hat.

1969 zählen dazu die Wahl des
37. Präsidenten der USA, Richard
Nixon und der Rücktritt des französi-
schen Staatspräsidenten Charles de
Gaulle. Neil Armstrong betrat am
21. Juli als erster Mensch den
Mond. Der weithin bekannte Jum-

bo-Jet hatte in diesem Jahr seinen
Jungfernflug und mit der französi-
schen Concorde durchbrach erst-
mals ein Flugzeug die Schallmauer.
Der Deutsche Bundestag schaffte
die Zuchthausstrafe ab und stellte
Homosexualität und Ehebruch straf-
frei.

Auch 1984 war es ein Kommen
und Gehen. Während Richard von
Weizsäcker zum sechsten Bundes-
präsidenten gewählt wurde, trat
Otto Graf Lambsdorf im Zusam-
menhang mit der Flick Spendenaf-
färe als Bundeswirtschaftsminister
zurück. Im April wurde, begleitet
durch gewalttätige Ausschreitun-
gen, die umstrittene Startbahn 18
West in Betrieb genommen. Im Juli
wurden in Frankfurt/Main sechs
mutmaßliche Mitglieder der RAF
festgenommen.

Brunnengräber erinnerte daran,
dass die älteren Jubilare als Polizei-
wachtmeister und die jüngeren als
Polizeihauptwachtmeister-Anwärter
ihren Dienst angetreten haben.
Schlagworte wie Gemeinschaftsun-
terkunft, Mehrbettzimmer, gewöh-
nungsbedürftige Dienstkleidung,
Meldung machen, Antreten oder
Stubendurchgang wurden wieder
ins Gedächtnis gerufen. Dabei war
sich auch der Vizepräsident be-

wusst, dass es in den vergangenen
25 bzw. 40 Dienstjahren sicher
Schönes und weniger Schönes, Hö-
hen und Tiefen, Freud und Leid ge-
geben habe. Mit der Aushändigung
der Urkunden bedankte sich Uwe
Brunnengräber für das bisher ge-
zeigte Engagement, verbunden mit
der Hoffnung auf eine weitere gute
und konstruktive Zusammenarbeit.
Dies sollte aber nicht nur für die bei
der Veranstaltung anwesenden Kol-
leg/innen, sondern auch für die gel-
ten, für die wir alle da sind: Die Bür-
gerinnen und Bürger im
Dienstbereich des PP Südhessen.

Den Anwesenden wünschte er
weiterhin viel Gesundheit, persönli-
ches Wohlergehen, Erfolg und auch
in diesen nicht immer einfachen Zei-
ten, Zufriedenheit im Berufsleben.
Personalratsvorsitzender Michael
Schweikert konnte sich uneinge-
schränkt den Glückwünschen des
Vizepräsidenten anschließen und
überreichte den Jubilaren ein Wein-
präsent. Im Anschluss an den offi-
ziellen Teil gab es bei einer Tasse
Kaffee noch die Möglichkeit, zu-
sammen mit den Jubilaren viele
Dienstjahre nachzubereiten und
manches Highlight in Erinnerung zu
rufen.                                      ms

25 und 40 Jahre sind die Schutzleute bei der Polizei, die bei einer gemeinsamen Veranstaltung
ihre Jubiläumsurkunden erhielten. ms

Es gibt Leute, die aus dem
Grund in jeder Suppe ein
Haar finden, weil sie, wenn
sie dort sitzen, so lange den
Kopf schütteln, bis eins hin-
einfällt.
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16 neue Wachpolizisten für PP Südhessen
Seit Einführung der Wachpolizei

im Jahr 2000 verrichten rund 30
Wachpolizist/innen ihren Dienst
beim PP Südhessen. Die Schwer-
punkte der Tätigkeiten, die durch
die Wachpolizei abgedeckt werden,
liegen vorrangig bei Objektschutz-
maßnahmen, Gefangenentrans-
porten, Abschiebungen, Vorführun-
gen, Durchführung erkennungs-
dienstlicher Maßnahmen, Unter-
stützungen des polizeilichen Einzel-
dienstes, aber auch bei der Ver-
kehrsüberwachung.

Die Beschäftigten der Wachpoli-
zei haben sich dementsprechend
auch innerhalb der hessischen Poli-
zei etabliert und sorgen bei der ins-
gesamt mehr als angespannten Per-
sonalsituation für Entlastung.

Zum 1. September 2009 sind
landesweit 150 Neueinstellungen
bei der Wachpolizei erfolgt. Neben
zwei schon vorhandenen Fehlstellen
wurden dem PP Südhessen weitere
14 Stellen zugewiesen. In einer offi-
ziellen Begrüßungsfeier hieß PP
Gosbert Dölger die angehenden

Wachpolizist/innen herzlich will-
kommen. Neben den Abteilungslei-
tern begrüßte auch der Personal-
ratsvorsitzende Michael Schweikert
die „Neuen“ an ihrem ersten Ar-
beitstag beim PP Südhessen und

wünschte für die anstehende Ausbil-
dung viel Erfolg.

Er würdigte hierbei vor allem,
dass sich die angehenden Wach-
polizist/innen gegen eine Vielzahl
von Mitbewerbern hätten durchset-
zen müssen und das umfassende

Auswahlverfahren als Beste bestan-
den hätten.

Erstmals werden die neu einge-
stellten „Wachpolizei-Azubis“ de-
zentral beim PP Südhessen ausge-
bildet. Hierbei wird die Direktion
Verkehrsicherheit/Sonderdienste,
wo die Wachpolizei originär ange-
siedelt ist, von Beschäftigten aus an-
deren Abteilungen unterstützt. Für
den Fachunterricht wurde auch der
in der Freistellungsphase der Alters-
teilzeit befindliche ehemalige Ver-
waltungsleiter des PP Südhessen, Dr.
Dr. Dr. Wolfgang Pausch, reaktiviert.
Herzlich begrüßt wurden die neuen
Wachpolizist/innen auch vom Leiter
der WaPo, PHK Norbert Spether.
Den neuen Azubis wurde eine
Schultüte mit dienstlichen Unterla-
gen und Süßigkeiten überreicht. Des
Weiteren gab es eine Tasse und ei-
nen symbolischen „Roten Faden“,
damit dieser nie verloren gehen
möge.                                      ms

Aushändigung der Schultüten an die „Neuen Azubis“. ms

16 Neue Wachpolizisten wurden dem PP Hessen zugeteilt. ms

Unfallversicherungsschutz verbessert
Weltweiter Schutz im Dienst und in der Freizeit

Millionär kann man nicht wer-
den, wenn man einen Unfall erlei-
det. Die Gewerkschaft der Polizei
hat aber für alle ihre Funktionäre
eine Unfallschutzversicherung ab-
geschlossen, in Zusammenarbeit
mit dem Kooperationspartner Poli-
zeiversicherung AG (PVAG).

Wie die zuständige Kollegin Di-
ana Lühr (nähere Auskünfte unter
Telefon 0211-7104202) jetzt mit-
teilte, ist dieser bestehende Versi-
cherungsschutz zum 1. Januar
2010 deutlich verbessert worden.
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Versichert sind neben erhöhten
Versicherungssummen im Todes-
und Invaliditätsfall Bergungskosten,
kosmetische Operationen sowie
Kur- und Rehakosten. Außerdem
wurde die Grundinvaliditätssumme
mit einer Progression von 250 Pro-
zent versehen. Damit ist die Höch-
stinvaliditätsleistung künftig auf
10.000 Euro erhöht.

Folgende Summen sind versi-
chert:

l 3000 Euro für den Todesfall

l 4000 Euro für den Invaliditätsfall
(mit Progression 250 Prozent)

l 9000 Euro bei gewaltsamem Tod
im Dienst durch eine vorsätzliche
Straftat eines Dritten

l 5000 Euro Bergungskosten

l 5000 Euro kosmetische Opera-
tionen

l 500 Euro Kur-/Rehakosten.

Dieser Versicherungsschutz gilt
nicht nur während des Dienstes,
sondern auch während der Freizeit –
und das weltweit,             gdpnw

„Spickmich“ ist rechtens
Vorgesetztenbeurteilung im Internet?!

Eltern schulpflichtiger Kinder ha-
ben bestimmt schon davon gehört.
Da gibt es nicht nur „Schüler-VZ“,
sondern auch „Spickmich“ als Inter-
netportal. Auf dieser Internetplatt-
form können Schülerinnen und
Schüler ihre Lehrerinnen und Lehrer
anonym benoten.

Natürlich hatte eine Lehrerin da-
gegen geklagt und ihre Persönlich-
keitsrechte verletzt gesehen (ver-
ständlich, denn sie wurde mit der
Note 4,3 bewertet).

Schon vorm Landgericht und
Oberlandesgericht Köln hatte sie
verloren, also musste der Bundes-
gerichtshof entscheiden. Und der
hat am entschieden, die freie Mei-
nungsäußerung ist in diesem Falle

höher zu bewerten, als das Informa-
tionelle Selbstbestimmungsrecht.

„Spickmich“ für Polizei

Beim Lesen dieser Nachricht kam
mir der Gedanke, lässt sich das
nicht auch bei der Polizei anwen-
den? Seit Jahren wird bei der hessi-
schen Polizei über die „Vorgesetz-
tenbeurteilung“ geschwätzt – nach
dem Motto, Bedenkenträger aller
Präsidien vereinigt euch. Angst fres-
sen Seele auf, galt für viele
Häuptlinge.

Deswegen, warum errichtet die
GdP nicht eine Internetplattform,
auf der Vorgesetzte auch anonym
beurteilt werden? Man könnte beim
Landespolizeipräsidenten anfan-
gen und dann über die Polizeipräsi-

denten, den Abteilungsleiterinnen
und -leitern zu den Direktionsleite-
rinnen und –leitern kommen. Immer
hübsch von oben nach unten. Wäre
doch mal ganz interessant und
gäbe vielleicht eine ganz andere
Sicht in den inneren Zustand der
hessischen Polizei.

Möglicherweise lernten auch die
eine oder der andere Vorgesetzte
aus dem „Urteil“ und überdenkt
nach schlechter Benotung das eige-
ne Verhalten. Die klagende Lehrerin
fing jedenfalls mit der Note 4,3 an
und liegt unterdessen bei 3,1 in der
Schülergunst. – Also es geht doch!

Die BGH-Entscheidung hat übri-
gens das Aktenzeichen VI ZR
196/08. Dieter Kurth

Wer solche Freunde hat ...
Kuscheln bei der CDU

Es ist eine alte Weisheit, Freunde
zu haben ist ein Segen. Allerdings,
Parteifreunde zu haben kann auch
ein Fluch sein. Das hat sich nicht nur
in der Hessen-SPD herumgespro-
chen. Diese Erfahrung hat man
auch in anderen Parteien schon ge-
macht – auch in denen, die ein C im
Namen tragen, das für „christlich“
steht.

So auch Lucia Puttrich, frischge-
backene Bundestagsabgeordnete
der CDU aus dem Wetteraukreis.
Sie hatte der SPD-Politikerin Nina
Hauer sogar das Direktmandat ab-
genommen – obwohl ihr Partei-
freund Klaus Minkel vor dem Wahl-
sonntag in einer Anzeige in der FAZ
mit den Worten zitiert wurde, „mein

Vertrauen hat Frau Puttrich auf kei-
nen Fall .“ Darunter wurde dann mit
den Worten „Erststimme für Nina
Hauer“ zur Wahl der
SPD-Kandidatin aufgerufen.

Also dennoch gewonnen und na-
türlich war nicht nur bei ihr, sondern
auch bei der CDU insgesamt die
Freude groß. Gratulationen von al-
len Seiten und, man höre und stau-
ne, auch von jenem Klaus Minkel.
Dieser ist Ex- und heutiger „Eh-
ren“-Stadtrat Bad Vilbels, Ex-Bun-
destagsabgeordneter und CDU-
Patriarch (manche nennen ihn auch
Strippenzieher) in Bad Vilbel.

Also Parteifreund Minkel gratu-
lierte auf seine charmante Art mit
folgendem Text:
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„Liebe Lucia,

du hast öffentlich deine Erwatung
ausgedrückt, dass ich dir nicht zu
deiner Wahl gratuliere. Da muss ich
dich leider enttäuschen. Ich gratulie-
re dir zur Wahl, denn eine Abgeord-
nete ist besser als keine, obwohl bei
dir Zweifel angebracht sind.

Ich verbinde dies mit dem
Wunsch, dass du als Abgeordnete
mehr bringst denn als Bürgermeiste-

rin von Nidda oder als Kreisvorsit-
zende der Wetterauer CDU.

Weiter bin ich für dich ein „ver-
bitterter alter Mann“. Verbittert ist
falsch, denn es ging mir seit Jahr-
zehnten nicht so gut. Alter Mann ist
richtig. Aber lieber ein alter Mann
als junge Zicke/Göre.

Bis zum nächsten Mal

Klaus Minkel“

Zuviel versprochen?

Wer solche Freunde hat ...
braucht keine Feinde.

Dieter Kurth
Quelle: Frankfurter Rundschau u.a.

Wer seine Mitmenschen
achtet, wird selbst geachtet.

Talmud

Zwischen vorgestern und morgen
Kommissar Ulf Hornung und sein „Fall Ruhestand“

Schon der Titel des dritten Buches
von Bodo Doering, Erster Kriminal-
hauptkommissar im Ruhestand,
„Zwischen vorgestern und morgen“
erscheint auf den ersten Blick ein
wenig obskur. Für ihn ist „zwischen“
der Zeitraum nach dem Ende der
Dienstzeit (1999) bis zum zeitlich
noch nicht erreichten „morgen“.
„Vorgestern“ ist für ihn der dritte Le-
bensabschnitt, von dem er noch
nicht genau weiß, wie lange er dau-
ern wird. Mit diesem Buch vollendet
der Autor, (er spielt den Kommissar
Ulf Hornung) die Trilogie seines Le-
bens Es begann mit „Die unifor-
mierten Jahre des Ulf Hornung“ und
wurde fortgesetzt mit „Der Mäuse-
gittermann“. Beide Romane, in sich
geschlossen, haben wir im Report
vorgestellt. Auch wenn es meist um
die Polizei in Südhessen geht, so ist
auch der dritte Roman nicht nur für
Polizist/innen lesenswert.

Kommissar Ulf Hornung ist sport-
lich interessiert, hält sich fit durch
Muskelaufbautraining und lange
Spaziergänge. Er sammelt als Ruhe-
ständler neue Eindrücke, wird von
„erfahrenen“ Pensionären beraten,

bekommt von seiner Ehefrau die
Grenzen des Mitwirkens im Haus-
halt aufgezeigt und bewegt sich
(und seine Handlung) hauptsäch-
lich im Heimatort Birkenau, im We-
schnitztal und in Weinheim. Ulf Hor-

nung erzählt Geschichten aus sei-
nem früheren und jetzigen Leben,
erfährt am eigenen Leib, wie unge-
schickt man sein kann und dass es
hin und wieder doch besser wäre,
einen Fachmann zu Rate zu ziehen.
Der pensionierte Polizist wird gerne
noch um Rat gefragt, er kümmert
sich um den Fußballverein und auch
um den deutsch-französischen Part-
nerschaftsverein. Ulf Hornung er-
zählt mit viel Humor kleine und gro-
ße Geschichten, schon sich selbst
nicht dabei und zeigt, dass auch das
Älterwerden amüsant sein kann.
Manches Missgeschick wäre ihm
vielleicht erspart geblieben, hätte er
vorher bei der Gewerkschaft der Po-
lizei ein Seminar „Vorbereitung auf
den Ruhestand“ besucht.

Wer ein kleines Geschenk sucht
oder sich selbst eine Freude machen
will, der kann das Taschenbuch
„Zwischen Vorgestern und morgen“
(ISBN: 978-3-00-026888-5) für
11.90 Euro im Buchhandel erwer-
ben.

nw

Ein drittes Buch über sich und seine Poli-
zei(pensionärs)zeit hat „Kommissar Ulf Hor-
nung“ (Bodo Doering) jetzt veröffentlicht. Es
ist nicht nur für Polizisten lesenswert. nw

Rätsel
Auf einem Kiesweg wurde die

Kutsche eines jähzornigen Edel-
mannes vom Karren eines Bauern
angefahren. Wütend stieg der Edel-
mann aus und herrschte den Bau-
ern an: “Du bist ein Mann des To-
des! Aber ich will dir eine letzte
Chance geben. Ich stecke in diesen
Beutel einen weißen und einen
schwarzen Kieselstein. Zieh mit ver-
bundenen Augen einen der Steine.
Ziehst du den weißen, magst du dei-

nes Weges gehen. Ziehst du aber
den schwarzen, dann werde ich kur-
zen Prozess mit dir machen!” Als der
Edelmann sich bückte, sah der Bau-
er, dass er zwei schwarze Steine auf-
hob und in den Beutel steckte. Sein
Schicksal schien besiegelt, denn nun
musste er auf jeden Fall einen
schwarzen Stein ziehen, war also
des Todes. Doch plötzlich kam ihm
die rettende Idee. Er ließ sich die Au-
gen verbinden, griff in den Beutel
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und Ja, was tat er, um seinen Kopf
doch noch zu retten?

Lösung

Er nahm zwar einen Stein aus
dem Beutel, stellte sich dabei aber
so “ungeschickt” an, dass er ihm so-
fort wieder aus der Hand fiel, ohne

dass die Umstehenden erkennen
konnten, welche Farbe er hatte. Da
der ganze Weg mit Kies bestreut
war, verschwand der hinab gefalle-
ne Kiesel zwischen den anderen
Steinen. Der Bauer konnte sich auf
den Ausspruch des Edelmannes be-
rufen, dass er einen weißen und ei-
nen schwarzen Stein in den Beutel
tun werde, und ihn den übrig ge-

bliebenen Stein zeigen lasse. Da
sich zwei schwarze Steine im Beutel
befunden hatten, musste dieser
Stein natürlich schwarz sein, und der
Bauer konnte, für alle Umstehenden
völlig überzeugend behaupten, den
weißen Stein gezogen zu haben.

Herbert Rothermel

Im Tarifrecht sind noch viele Fragen offen
GdP verhandelt weiter mit der Landesregierung um einen neuen Vertrag
Nach dem Hessen im Jahre 2004

aus der Tarifgemeinschaft der Län-
der (TdL) ausgetreten ist, verhandel-
ten die übrigen Länder weiter und
im Jahr 2006 wurde in den Tarifver-
handlungen der TV-L vereinbart.
Darüber hinaus kam es zu Tarifver-
handlungen im Bund und in den
Kommunen und der TV-ÖD wurde
abgeschlossen. Hessen war neben
Berlin eine Insel, wo in punkto Tarif-
verhandlungen nichts lief. In der
Folgezeit gab es zahlreiche gewerk-
schaftliche Aktionen, mit denen die
Landesregierung bewegt werden
sollte, an den Verhandlungstisch zu-
rückzukehren. Dass sich dieser Pro-
zess für die Tarifbeschäftigten in
Hessen bis Anfang November 2009
hinauszog, ahnte damals niemand.

Was bedeutete das zwischenzeit-
lich für die Tarifbeschäftigten in
Hessen? Bei Neueinstellungen, Ver-
tragsänderungen etc. werden von
nun an die beamtenrechtlichen Re-
gelungen angewandt. Mehr Gehalt
gab es auch: Im Jahr 2007 wurde
durch eine gesetzliche (einmalig in

der Geschichte des Tarifrechtes und
allen bekannt unter dem Synonym:
„Danke mein Lieber…“) 2,4 Prozent
Gehaltserhöhung verordnet. Seit
Mitte 2008 gab es Verhandlungen
zu einem neuen Mantelrecht (als
Grundlage diente der TV-L). Ende
März 2009 gab es echte Tarifver-
handlungen, deren Ergebnis allseits
bekannt ist. Der TV-H wurde verein-
bart und tritt am 1. Januar 2010 in
Kraft.

Das neue Tarifwerk löst über
Nacht den BAT ab. Die bestehenden
Arbeitsverhältnisse werden ins neue
Recht transformiert. Durch die man-
nigfaltigen Unterschiede ist bei die-
sem Prozess einiges zu beachten.
Um für diesen Prozess gewappnet
zu sein, ist es wichtig, dass die
GdP-Mitglieder ausreichend infor-
miert worden sind. Um dies zu errei-
chen führte die hessische GdP An-
fang November drei Informations-
veranstaltungen in Gießen, Kassel
und Wiesbaden durch.

Zu den Infoveranstaltungen ka-
men annähernd 400 Tarifbeschäf-
tigte und interessierte Vollzugsbe-
amt/innen. Erika Büttner und Heinz
Schiskowsky, die bei den Tarifver-
handlungen zugegen waren, erläu-
terten den Teilnehmer/innen die

Grundzüge und die wesentlichen In-
halte des neuen Tarifvertrags
„TV-H“.

Die alten Eingruppierungsstufen
des BAT wird es zukünftig nicht mehr
geben, ebenso wie die Unterschei-
dung zwischen Angestellten und
Lohnempfängern. Wir sprechen zu-
künftig nur noch von Beschäftigten,
die für ihre Arbeitsleistung ein Ent-
gelt erhalten. Aber auch der Auf-
stieg in den einzelnen Entgeltgrup-
pen ist nicht mehr ans Lebensalter
gebunden, sondern orientiert sich
an der Dienstzeit.

Aber wie werde ich in die neuen
Entgeltgruppen eingeordnet? Diese
Frage stellen sich derzeit viele Tarif-
beschäftigte des Landes Hessen.
Das Dezembergehalt wird hierzu als
Grundlage genommen und bildet
das so genannte „Vergleichsent-
gelt“. Mit der derzeit bestehenden
Vergütungsgruppe bestehend aus
Grundgehalt, Ortszuschlag und All-

gemeiner Zulage erfolgt die Einrei-
hung in die neue Entgelttabelle. In
den meisten Fällen dürften die Be-
schäftigten sich dann zwischen zwei
Entgeltgruppen wieder finden. Um
dies zu bereinigen, erfolgt zum
1.Januar 2012 die Einreihung in die
nächst höhere Stufe. Erworbenes

Seminarteilnehmer/innen.    egErika Büttner   eg
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beim Zeit- und Bewährungsaufstieg
sind nicht immer gänzlich verloren.
Wer zum 1. Januar 2010 diese zur
Hälfte erfüllt hat oder zwischen dem
1.1.2010 und dem 31.12.2011 hö-
her gruppiert worden wäre, die Be-
währung festgestellt wird, wird zu
dem Zeitpunkt höher gruppiert, zu
dem sie bei fort geltendem BAT
auch vorgenommen worden wäre.

Bei der Gewährung von Urlaub
gibt es ebenfalls eine Verbesserung.
So können die Tarifbeschäftigten ab
dem Urlaubsjahr 2010 den Restur-
laub (wie die Beamt/innen) bis Ende
September nehmen.

Besonders aufmerksam müssen
die Beschäftigten sein, die von der
so genannten „Norm“ abweichen.
Dies sind Teilzeitbeschäftigte, die in

ihren Arbeitsverträgen eine feste
Wochenstundenzahl vereinbart ha-
ben. Erfolgt keine Anpassung, kann
es zu einem Entgeltverlust kommen.
Aber auch Beschäftigte, deren Ehe-
partner ebenfalls als Tarifbeschäf-
tigter im öffentlichen Dienst oder als
Beamter beschäftigt ist, müssen
dem Dezembergehalt besondere
Beachtung schenken und hier ins-
besondere dem Ortszuschlag.

Bei den Infoveranstaltungen
konnten selbstverständlich nicht alle
individuellen Fragen gestellt und
ausführlich behandelt werden.
Dazu war das Regelwerk des BAT zu
umfangreich und damit auch zu
kompliziert, um es 1:1 mit dem
TV-H zu vergleichen.

Die GdP lässt ihre Mitglieder den-
noch nicht im Regen stehen! Es sind
weitere Tagesseminare in den ein-
zelnen Präsidien geplant. Dadurch
ist es möglich, dass individuelle Fra-
gen ausführlich behandelt und
exemplarisch anhand von Beispie-
len dargestellt werden können. Die
Veranstaltungen sind für Anfang des
kommenden Jahres geplant. Hierzu
werden rechtzeitig weitere Informa-
tionen verteilt. Darüber hinaus hat
die GdP Hessen beschlossen, dass
eine Broschüre mit den wichtigsten
Tarifbestimmungen des TV-H an die
Tarifbeschäftigten GdP-Mitglieder
verteilt wird.

Wer dennoch zwischenzeitlich in-
dividuelle Fragen hat, wendet sich
vertrauensvoll an seinen Kreis- oder
Bezirksgruppenvorsitzenden. Dieser
wird sich um die Beantwortung der
Fragen kümmern.                     EG

Heinz Schiskowski   eg

Gut,
dass es
sie gibt.

Gewerkschaft
der Polizei
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Riester-Rente mit gesetzlichem Schutz
Ruhestandsgeld statt Kasinokapitalismus

Die Finanzkrise hat die Menschen
verunsichert, hat weltweit vielen, die
ihr Geld „gut“ angelegt hatten, eine
Menge Ärger bereitet, hat ihre für
das Alter angelegten Finanzen
schwinden lassen. Diese Verunsi-
cherung hat sicher auch viele deut-
sche Rentner/innen und Anleger/in-
nen getroffen. Dabei können all
jene gelassen bleiben, die eine Ries-
ter-Rente abgeschlossen haben.
Riester-Renten unterliegen einem
gesetzlichen Kapitalschutz, schreibt
das Beamtenmagazin des DGB.
Dabei wird deutlich gemacht, dass
es sicherer ist, ein normal verzinstes
und gut abgesichertes Kapital für
die Zeit der Rente anzulegen, als
Hasard zu spielen mit „hohen“ Zin-

sen, die im Zweifelsfall nichts brin-
gen.

Das Prinzip der Riester-Rente
baut darauf, dass alle vom Sparer
eingezahlten Beträge und die staat-
lichen Zulagen zu Beginn der Aus-
zahlungsphase für die Sparer zur
Verfügung stehen müssen.

Diese gesetzliche Anforderung
an die Anbieter von Riesterproduk-
ten garantiert einen sehr hohen
Schutz für diese Form der zusätzli-
chen privaten Altersvorsorge. Durch
staatliche Zulagen ist darüber hin-
aus immer ein positives Sparerleb-
nis sichergestellt. Die Kombination
aus Sicherheit und guter Rendite
macht die Riester-Rente zu einer der

attraktivsten Sparformen auf dem
Markt, schreibt der DGB.

Altersvorsorgepaket

Diese Sicherheit gilt auch für das
„RentenPlus“, das mit günstigen
Sondertarifen speziell für Gewerk-
schaftsmitglieder und ihre Angehö-
rigen geschaffen wurde. Im Alters-
vorsorgepaket „RentenPlus“ gibt es
die Anlageform der Rentenversiche-
rung und den Fondssparplan. Zu all
den bereits genannten Absicherun-
gen wird dem Riester-Vertrag auch
die nicht garantierte Überschussbe-
teiligung gutgeschrieben. Weitere
Informationen gibt es im Internet
unter www.das-rentenplus.de.

gdpnw

Gemeinsam gegen Gewalt
DFB und Gewerkschaft der Polizei beschließen Partnerschaft

Gemeinsam gegen Gewalt, ge-
meinsam für ein friedliches Mitein-
ander. Das ist das Ergebnis eines
Gespräches zwischen dem Deut-
schen Fußball-Bund (DFB), der
Deutschen Fußball Liga (DFL) und
der Gewerkschaft der Polizei (GdP)
in der DFB-Zentrale in Frankfurt am
Main. In Zukunft wollen alle Seiten
zur Eindämmung von gewalttätigen
Übergriffen im Umfeld des Fußballs
effektiver zusammenarbeiten und
partnerschaftlich vorgehen. Neben
der Intensivierung bereits vorhan-
dener Präventivmaßnahmen und
der konsequenten Nutzung der
Sportgerichtsbarkeit wird es auf An-
regung von DFB-Präsident Dr. Theo

Zwanziger und Generalsekretär
Wolfgang Niersbach dazu in enger
Zusammenarbeit mit der DFL, die
durch ihren Geschäftsführer Spiel-
betrieb Holger Hieronymus vertre-
ten war, sowie der GdP einen ge-
meinsamen Kongress geben, der
von einer Medienkampagne beglei-
tet werden soll. Ziel ist es, den Fuß-
ball und die Polizei für alle sichtbar
als Partner im Kampf gegen Gewalt
darzustellen.

„Wir können nicht alle Probleme
in unserer Gesellschaft lösen. Aber
wir stellen uns unserer gesellschaft-
lichen Verantwortung und wollen im
Rahmen eines solchen Kongresses
Inhalte erarbeiten, Denkanstösse

geben und konkrete Projekte auf
den Weg bringen“, sagte Zwanzi-
ger, der die Veranstaltung für die
erste Jahreshälfte 2010 plant. Da-
bei soll das Thema Gewalt und Fuß-
ball sachlich aufgearbeitet, richtig
eingeordnet und ein künftiges
Handlungsmuster entworfen wer-
den. Ein Vorgehen, das ganz im Sin-
ne der GdP ist. „Durch diesen Di-
alog sind wir einen guten Schritt
weiter. Wir gehen damit einen sach-
lichen, nicht einen populistischen
Weg. Der Fußball und wir wollen
doch dasselbe: Möglichst wenig
Einsätze für unsere Polizeibeam-
ten“, sagte Konrad Freiberg, der
Vorsitzende der GdP.          gdpnw

Wer hat, dem wird gegeben
Erste Bewertung des Koalitionsvertrags von schwarz/gelb durch den DGB
Eigentlich sind mittlerweile ja alle

politischen Parteien sozial einge-
stellt. NRW-Ministerpräsident Rütt-
gers überholt die Linken (nicht nur
die SPD) mittlerweile schon links. In
Nordrhein-Westfalen steht ja auch
die nächste Bundestagswahl an.

Der DGB hat eine Zusammenfas-
sung der Koalitionsvereinbarungen
zwischen CDU und FDP herausge-
geben. Diese Vereinbarungen zei-
gen, dass es nicht in Richtung sozia-
le Gerechtigkeit geht, dass es
vielmehr weitergeht mit der Klientel-

politik, wie man sie früher schon der
FDP nachgesagt hat und wie sie
mittlerweile auch von großen Teilen
der CDU wieder gefordert wird. Den
kompletten Koalitionsvertrag kön-
nen wir nicht abdrucken, wohl aber
das Wichtigste in Kürze.
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Das Wichtigste in Kürze

l Staatsverständnis: Aus der Krise
nichts gelernt

l „Weiter so“ mit Deregulierung
und Privatisierung

l mehr ich – weniger wir

l mehr Privatisierung und Verein-
zelung

l unverhüllte Klientelpolitik

Hieraus kann man weitere Schlüs-
se ziehen.

Europa: Marktradikal statt sozial,
Binnenmarkt vor sozialer Fort-
schrittsklausel

Verteilung: Wer hat, dem wird ge-
geben, die Umverteilung wird ver-
schärft

Finanzmarktregulierung: Unver-
bindlich und die Krise ignorierend

Haushaltspolitik: Mangel Verwal-
ten statt Zukunft gestalten

Mitbestimmung: Die Lehren der
Krise nicht erkannt aber Eingriffe
verhindert

Kündigungsschutz: Die Angriffe
der FDP abgewehrt

Mindestlöhne: Das Schlimmste
verhütet aber keine Politik gegen
Armutslöhne

Soziale Sicherung: Mehr Privatisie-
rung, Kopfpauschale durch die
Hintertür

Energie- und Klimapolitik: Kein
Aufbruch in die Zukunft

Bildung: Keine Zukunft ohne Kapi-
tal

Extremismus: Auf dem rechten
Auge blind?

Sozialgerichte: Eigenständigkeit
Garant für Qualität

Grausamkeiten: Erst nach der Kri-
se.

Es wurden zahlreiche Prüfaufträ-
ge beschlossen, die nicht konkret
greifbar sind, da wir der DGB wach-
sam bleiben.

„Die Beteiligung des Staates an
Wirtschaftsunternehmen und Fi-
nanzinstituten ist so eng wie mög-
lich zeitlich zu begrenzen“, heißt es
in dem Koalitionsvertrag.

Damit ignoriert die neue Regie-
rung das Scheitern des Neolibera-
lismus mit seiner reinen Marktfixie-

rung. Beteiligungen der öffentlichen
Hand sollen von einem eigens beru-
fenen „Expertenrat“ überprüft wer-
den. Die Deregulierung der Märkte
und die Privatisierung öffentlicher
Aufgaben ziehen sich wie ein roter
Faden durch den Koalitionsvertrag.
Geplant ist

l der Aufbau einer Kapital gedeck-
ten Pflegeversicherung

l eine Umsatzsteuerpflicht für öf-
fentliche Unternehmen

l wettbewerblich ausgerichteter
ÖPNV mit Vorrang für kommer-
zielle Verkehre

l die Privatisierung der Infrastruk-
turentwicklung

l die Privatisierung der Bahn

Aus all diesen geplanten
und/oder angedachten Maßnah-
men kann man unschwer erkennen,
wohin die Richtung geht. Selbst der
Spiegel titelt eine Ausgabe mit „Vor-
sicht, schwarz-gelb“.

Auch da ist man eher skeptisch,
was die Interessen der normal ar-
beitenden Menschen angeht.

nw

Der Vorstand der Bezirksgruppe Südhessen,

die Redaktion des Polizei-Reports Südhessen

und die Verlagsleitung wünschen

allen Mitgliedern, Lesern und Inserenten

ein harmonisches Weihnachtsfest

und ein glückliches und erfolgreiches Neues Jahr 2010.


